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Rom/Berlin – Groß war der
Frust vieler Beteiligter im ver-
gangenen November. Weil
schon zu viele Delegierte abge-
reist waren, endete die Weltna-
turkonferenz im kolumbiani-
schen Cali ohne einen konkre-
ten Beschluss. Besonders das
Hauptproblem blieb ungelöst:
Wie die Nationen der Welt
künftig den doch so wichtigen
Artenschutz finanzieren wol-
len, auf den sie sich 2022 im
Weltnaturabkommen von
Montreal geeinigt hatten.

Dementsprechend hoch wa-
ren die Erwartungen an die
Fortsetzung des Gipfeltreffens,
die am Dienstag in Rom be-
gann. In der Nacht zu Freitag
ging nun die 16. UN-Biodiversi-

tätskonferenz zu Ende – mit Be-
schlüssen, die auch die Um-
weltschützer zufriedenstellen.
Zumindest vorerst.

Konkret haben sich die Ver-
tragspartner auf eine gemein-
same Strategie für die finanzi-
elle Ausstattung des Arten-
schutzes geeinigt. Um die im
Weltnaturabkommen beziffer-
ten 200 Milliarden US-Dollar
zur Förderung der Biodiversität
zu erreichen, wurde nun ein Fi-
nanzplan verabschiedet, in
dem die Staaten sich verpflich-
ten, die Summe aufbringen zu
wollen. Länder sollen zudem
ermahnt werden, Förderungen
für klimaschädliche Industrien
zu beenden und umzuwidmen.
Gleichzeitig wurde ein Beob-

achtungsmechanismus einge-
richtet, mit dem die Umset-
zungsmaßnahmen des Ab-
kommens überprüft werden

können. Gerade Letzteres
schätzen Umweltschützer als
wichtig ein. „Das Berichtswe-
sen ist von zentraler Bedeu-

tung, damit die Umsetzung der
Ziele auch nachgehalten wer-
den kann“, erklärt der Leiter
für internationale Politik beim
WWF Deutschland, Florian Tit-
ze. Titze nahm als Beobachter
an den Verhandlungen in Rom
teil. Hätte es hier keine Eini-
gung gegeben, wäre der ganze
Prozess gefährdet gewesen, be-
tont der Umweltschützer.

Der Gipfel könne als Erfolg
gefeiert werden, so Titze. „Die
Vertragsstaaten haben gezeigt,
dass sie globalen Herausforde-
rungen auch in schwierigen
Zeiten noch gemeinsam entge-
gentreten können.“ Große Un-
terschiede und Meinungsver-
schiedenheiten seien in Rom
zurückgestellt worden. kna

Fahrplan zur Finanzierung des Artenschutzes
Nach Ernüchterung doch noch ein Erfolg: Weltnaturkonferenz stellt Weichen 

Protest der Umweltorganisation Greenpeace in Bonn mit illu-
minierten Tierfiguren: Die Weltnaturkonferenz hat Weichen
für die Artenschutzfinanzierung gestellt. KNA

Frankfurt – Immobilienpreise
und Mieten steigen – Wohnen
wird immer teurer und ver-
schlingt bei vielen Menschen
einen großen Teil des Einkom-
mens. Im Gespräch mit dieser
Zeitung erklärt Christian Kö-
nig, Hauptgeschäftsführer im
Verband der Privaten Bauspar-
kassen, warum das gefährlich
ist und was die neue Regierung
anders machen müsste.

Das Thema Wohnen be-
trifft jeden. Warum hat es
im Wahlkampf bei den
Parteien der Mitte keine
große Rolle gespielt?

Die SPD wollte es sicherlich
nicht an erste Stelle setzen,
weil sie kaum Erfolge vorzu-
weisen hatte. Das Ziel von
400000 Wohnungen hatten
sich auch die Koalitionen vor-
her schon vorgenommen, das
hat nie geklappt. Nun kam der
Ukraine-Krieg noch dazu. Und
in dieser Regierung war das
Bauministerium zwar ein ei-
genständiges Ressort, aber
Frau Geywitz hat zu wenig Geld
bekommen, da hat vieles nicht
funktioniert

Haben Sie dafür ein Bei-
spiel?

Der Verband der Privaten Bau-
sparkassen hatte 2022 eine Stu-
die zum Thema „Jung kauft alt“
gegen die verödenden Stadt-
kerne und die wachsenden
Speckgürtel – da spricht man
auch vom „Donut-Effekt“ – in
Auftrag gegeben. Dieses Pro-
jekt soll alleinstehende Senio-
ren aus großen Häusern, die
gern in kleine Wohnungen zie-
hen würden, mit jungen Fami-
lien zusammenbringen, die
diese Häuser kaufen und reno-
vieren möchten. Unter demsel-
ben Namen „Jung kauft alt“ hat
dann Ministerin Geywitz ein
Förderprogramm im Septem-
ber 2024, im dritten Jahr der
Ampelregierung, zum Erwerb
von Bestandsimmobilien mit
einem maximalen Volumen
von 350 Millionen Euro gestar-
tet. Davon hat Frau Geywitz
erst einmal nur 70 Prozent von
Finanzminister Christian Lind-
ner bekommen. Aufgrund der
geringen Mittel wurden die An-
forderungen für die Antragstel-
ler so hoch gesetzt, dass kaum
jemand mitgemacht hat. Bis
Mitte Januar gab es nur 256 Zu-
sagen.

Kleine barrierefreie Woh-
nungen für Senioren sind
auch wichtig, weil es zu
wenig Plätze in Pflegehei-
men gibt.  Warum wird da
nicht mehr gebaut als An-

passung an den demogra-
fischen Wandel?

In diesem Sektor muss tatsäch-
lich mehr gebaut werden, da-
mit sich Senioren solche Woh-
nungen leisten können. Es
müssen auch Umbauten hin
zur Barrierefreiheit weiter
staatlich gefördert werden,
denn allein mit einer Rente von
durchschnittlich 1300 Euro in
Deutschland werden die nicht
zu bezahlen sein. 

Die Wohnungskrise trifft
auch junge Leute, die nicht
von zuhause ausziehen
können. Sie trifft Firmen,
die keine Fachkräfte fin-
den, weil das Wohnen in
ihrer Stadt zu teuer ist. Sie
trifft Paare, die nicht zu-
sammenziehen können
oder nach einer Trennung
zusammenleben müssen.
Ist Wohnen die größte
soziale Frage geworden?

Ja, im Bereich bezahlbares
Wohnen sehen wir den größ-
ten sozialen Sprengstoff – des-
wegen haben es die Parteien im
extremen rechten und linken
Spektrum auf ihre Agenda ge-
setzt. Bei den jungen Leuten et-
wa kann sich am Ende nur der-
jenige ein Studium in einem
anderen Ort leisten, dessen El-
tern entsprechend verdienen.
Das verschärft die soziale Spal-
tung. Wir hoffen jetzt, dass der
Wohnungsbau im neuen Koali-

tionsvertrag Vorfahrt be-
kommt. 

Was wären denn die Maß-
nahmen, die die neue Re-
gierung dafür treffen
müsste?

Der Vermögensaufbau muss
gestärkt werden, damit die
Menschen Eigenkapital haben,
um einen Kredit zu bekom-
men, den sie bis zum Rentenal-
ter abzahlen können. Die Ei-
gentumsgrenzen bei der Woh-
nungsbauprämie müssen wei-
ter angepasst werden. Wir
brauchen eine Senkung der Ne-
benkosten – wer eine Woh-
nung für 500000 Euro kauft,
muss in Hessen etwa 30000 Eu-
ro Grunderwerbssteuer zah-
len. Die Länder haben immer
wieder verweigert, dass Freibe-
träge eingeführt werden. In
Belgien zum Beispiel gibt es ei-
nen Freibetrag, wenn man
Geld in die Sanierung steckt.
Das schafft einen größeren An-
reiz, als es bei uns der Fall ist.
Wir brauchen keinen Dschun-
gel an Förderungen, sondern
verlässliche Vorgaben und Pla-
nungssicherheit. Wenn die
Union sagt, wir müssen das
Heizungsgesetz abschaffen, ist
das zu kurz gesprochen. Das
Gebäudeenergiegesetz brau-
chen wir, weil es europäische
Regeln umsetzt. Aber Robert
Habeck ist über das Ziel hinaus-
geschossen. Wir müssen die

Regeln so reduzieren, dass die
Balance zwischen bezahlba-
rem Wohnen und Energieeffi-
zienz wieder ins Lot kommt. 

Deutschland ist ein Land, in
dem viele zur Miete woh-
nen. Für wie sinnvoll halten
Sie die Mietpreisbremse?

Sie heilt nicht die Krankheit,
sondern begrenzt ein Sym-
ptom – wie Paracetamol das
Fieber senkt. Aber die Infektion
muss behandelt werden, also
das Problem fehlenden Wohn-
raums. Wenn Vermieten zu un-
attraktiv wird, investieren
Menschen mit Geld lieber in
den Kapitalmarkt. Wenn wir
dagegen mehr Wohnungen
bauen, sinken auch die Mieten.
Die Kommunen müssen mehr
Bauland ausweisen. Bund, Län-
der, Kommunen, alle müssen
ihren Beitrag leisten. Die Zeit
der Sonntagsreden ist vorbei.
Und die Genehmigungsverfah-
ren müssen schneller werden.

Was schlagen Sie sonst
zum Bürokratieabbau vor?

Die Landesbauordnungen
müssen entschlackt werden,
wir haben zu viele Normen,
und sie sind nicht einheitlich.
Es macht keinen Sinn, wenn et-
wa in Berlin die Treppenhäuser
breiter sein müssen als in Bran-
denburg. Die Baustoffverord-
nung der EU sieht vor, dass man

für jeden Ziegel und jeden
Stein beispielsweise eine Doku-
mentation haben muss. Wir
haben einen hohen Standard,
von dem müssen wir runter-
kommen. 

Wie könnte das konkret
aussehen?

Die bisherige Bundesregierung
hatte ja schon den Gebäudetyp
E vorgeschlagen – mit weniger
Schallschutz, weniger dicken
Decken, weniger Steckdosen.
Das war ein guter Ansatz. Denn
aufgrund der vielen Vorgaben
wird das Wohnen immer teu-
rer. Es ist gut, neben der DIN-
Norm eine DIN-Norm light zu
haben. Dafür kostet das Haus
vom Gebäudetyp E dann deut-
lich weniger – das ist wie beim
Fliegen, wo man zwischen Eco-
nomy- und Business-Class wäh-
len kann.

In welchem Zeitraum kann
sich etwas ändern? 

Ich glaube, der CDU ist be-
wusst, dass sie Ergebnisse vor-
weisen muss. Sonst wird das Er-
gebnis der nächsten Bundes-
tagswahl noch deutlicher. Ich
hoffe, die SPD kommt auch zu
der Erkenntnis, dass partei-
übergreifende Kompromisse
nötig sind. Die Zeiträume beim
Bauen sind lang, aber sie lassen
sich beschleunigen.  Bei der
Ampel-Regierung gab es ja
auch beschleunigte Verfahren,
als es um die LNG-Terminals an
der Nordsee ging. Einen sol-
chen politischen Willen muss
es nun beim Wohnen geben.
Wenn man wollte, könnte man
in zwei Jahren etwas ändern.
Wenn man realistisch ist, dann
müssten im Jahr drei nach
Antritt dieser Regierung Ergeb-
nisse sichtbar sein. Und ein In-
dikator dafür wäre die gestiege-
ne Zahl der Baugenehmigun-
gen. 
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Wohnen ist „größte soziale Frage“
INTERVIEW Bausparkassen-Geschäftsführer sieht neue Regierung in der Pflicht

Der Wohnungsbau hinkt der Nachfrage hinterher. Die dadurch steigenden Immobilienpreise
und Mieten haben für viele Menschen und ihre Lebensplanung gravierende Folgen. DPA

ZUR PERSON

Der Jurist Christian König
(51) leitete von 2003 bis
2008 das Brüsseler Büro
der deutschen Bausparkas-
sen. 2008 wurde er Syndi-
kus des Verbands. Seit 2018
ist er Hauptgeschäftsfüh-
rer im Verband der Priva-
ten Bausparkassen.

Mehr Geld beim ZDF

Das ZDF hat die Gehälter seiner
Festangestellten sowie Vergü-
tungen für freie Mitarbeiter
und außer- wie übertariflich
Beschäftigte des Senders er-
höht. Zum 1. Februar habe es
für die festangestellten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter
„eine lineare Anhebung der
Grundvergütung um 4,71 Pro-
zent“ gegeben, hieß es. epd

AfD verliert Prozess

Die AfD hat im Streit über An-
gaben zu ihrem Extremismus-
potenzial im Verfassungs-
schutzbericht des Bundes eine
weitere juristische Niederlage
eingesteckt. Das Bundesinnen-
ministerium müsse Aussagen
zum „extremistischen Perso-
nenpotenzial von etwa 10000
Personen“ oder „30 bis 40 Pro-
zent aller AfD-Mitglieder“
nicht korrigieren, entschied
das Oberverwaltungsgericht
Berlin-Brandenburg.  dpa

Lothar de Maizière 85

Lothar de Maizière, erster de-
mokratisch gewählter und zu-
gleich letzter Ministerpräsi-
dent der DDR, wird am Sonntag
85 Jahre alt. Der frühere Bun-
desminister Thomas de Maiziè-
re (CDU) ist sein Cousin. kna

KURZ NOTIERT

Die Deutschen sehen gern
schwarz: Alles schlecht, geht
nicht, läuft schief. Der Merz
hat noch gar nicht angefangen,
da schreiben sie schon, er sei
gescheitert. Die Sondierung
hat kaum begonnen, da unken
sie bereits, es gebe so viele
Knackpunkte, dass eine Eini-
gung komplett ausgeschlossen
sei. Der Putin, der Trump, die
Chinesen: Wir gehen unter!

Die Rettung heißt Dr. Micha-
el Förtsch. Der Mann sieht ein
bisschen aus wie der nette,
junge Zahnarzt aus der Neu-
bau-Siedlung. Tatsächlich ist er
Chef des Stuttgarter Start-ups
Q.ant, einer Tochter des High-
Tech-Unternehmens Trumpf.
Wenn es stimmt, was über ihn
zu lesen ist, ist der Quanten-
Pionier so eine Art Dr. Faustus
im Laboratorium der Künstli-
chen Intelligenz am Institut
für Mikroelektronik, der mit
seinen Famuli dabei ist, den
magischen Chip der Weisen zu
finden: Der könnte, weil er
leistungsfähiger und effizien-
ter ist als alles, was Amis und
Asiaten bislang hervorge-
bracht haben, die Welt der KI
revolutionieren.

Die schwäbischen Halblei-
ter-Artisten lassen nämlich
nicht wie Hinz und Kunz die
Daten in ihren Computern mit
behäbigen Elektronen, son-
dern mit putzmunteren Photo-
nen verarbeiten. Einfach ge-
sagt: Die Herrschaften lassen
nicht mit Strom rechnen,
sondern mit Licht, das ja be-
kanntlich ziemlich hurtig ist,
weswegen so eine Photonen-
Maschine fünfzigmal schneller
und dreißigmal effizienter
brütet als die Prozessoren in
herkömmlichen Supercompu-
tern. Und das Tolle ist: So ein
Quanten-Computer braucht
keinen ratternden Lüfter wie
Ihr oller Desktop. Er läuft nicht
heiß! Kurz und gut: Deutsche
Wissenschaftler hängen alle
ab! Europa vorn! Aber, liebe
Leute, nicht gleich wieder
rummeckern, das sei doch
purer Eurozentrismus!

Der Dr. Faustus
aus Stuttgart 
VON MICHAEL KLUGER
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